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die geschriebene Verfassung erfaßt, unbeschadet ihrer Klauseln zur Bestandssiche­
rung.

Die Wandlungen in der Auffassung vom sozialistischen Staat und vom sozialistischen 
Recht wären nicht möglich gewesen, gäbe es die Partei nicht, die nicht nur den Staat als 
ihr Instrument benutzt, sondern auch die Gesellschaft organisieren und führen soll. Je 
mehr es der Partei gelingt, die Gesellschaft in ihren Grift zu bekommen, desto mehr 
kann sie zur Durchsetzung ihrer Ziele auf den Staat mit seiner Zwangsgewalt verzichten. 
Denn auch die von der Partei organisierte Gesellschaft verfügt über eine Zwangsgewalt. 
Die Partei verläßt sich nicht darauf, daß der Erziehungsprozeß bereits soweit fortge­
schritten ist oder fortschreiten könnte, daß die Einhaltung ihrer Gebote durch die 
Überzeugung von deren Richtigkeit garantiert wird. Zu den gesellschaftlichen Verhal­
tungsmaßregeln und ihrer Einhaltung schreibt Kerimow58:

»Die Einhaltung solcher Verhaltensregeln wird nicht durch die Zwangsgewalt des Staates ge­
währleistet, was jedoch keineswegs bedeutet, daß ihre Einhaltung überhaupt nicht durch Zwang 
gewährleistet würde. Die gesellschaftlichen Organisationen der Werktätigen sichern die Einhal­
tung der von ihnen ausgearbeiteten Verhaltensregeln sowohl durch Überzeugung, die wichtigste 
und grundlegende Methode ihrer Tätigkeit, als auch durch Zwang, der sich jedoch vom staatli­
chen Zwang qualitativ unterscheidet. Die spezifische Besonderheit des von den gesellschaftlichen 
Organisationen angewandten Zwanges liegt darin, daß er sich nicht auf einen besonderen Appa­
rat (wie das in der Tätigkeit des Staates der Fall ist), sondern ausschließlich auf die Autorität 
des betreffenden Kollektivs der Werktätigen stützt.«

Damit werden die Grenzen zwischen Rechtsnorm und Moralnorm verwischt59. Nach 
der marxistisch-leninistischen Rechtslehre unterscheiden sich Rechtsnormen und Moral­
normen dadurch, daß die Rechtsnorm eine Verhaltensregel sei, die vom Staate festge­
setzt oder sanktioniert sei und gegen eine Verletzung mit staatlichen Zwangsmaßnahmen 
geschützt werde, die Moralnorm dagegen von der Gesellschaft geschaffen und deshalb 
eingehalten werde, weil das sittliche Bewußtsein es gebiete60. Auch die Einhaltung der 
Moralnormen wird nach der neueren Auffassung durch einen Zwang garantiert, einen 
Zwang, den die Gesellschaft ausübt61. Ist die Gesellschaft von nur einer Partei organi­
siert und geführt, so ist dieser Zwang genauso wirksam wie der staatliche Zwang 62.

h) Die Dialektik in der Staats- und Rechtslehre und die Verfassungsentwicklung
Die marxistisch-leninistische Staatslehre, besonders in der von Karl Polak für die 

sowjetische Besatzungszone vertretenen Version, verlangt die konsequente Anwendung 
der materialistischen Dialektik auf Staat und Recht. Damit werden Staat und Recht den 
gleichen Bewegungsgesetzen unterstellt wie die Ökonomie und der von ihr bewegte Lauf 
der Geschichte. Jede Kontinuität von Staat und Recht in der Menschheitsgeschichte wird 
geleugnet63. Polak macht sogar sowjetzonalen Juristen, deren kommunistische Gesin­
nung außer Zweifel steht, den Vorwurf, sie hielten an Resten des »bürgerlichen Rechts-
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